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I. Zusammenfassung 
 
Die Firma Arnold & Co. AG, Flüelen, betreibt im Urnersee seit mehr als 100 Jahren Kies- und 
Sandabbau im Bereich der Reussmündung. Seit 1926 wurden für den Abbau Konzessionen 
erteilt. Der derzeitig geltende Konzessionsvertrag läuft Ende 2010 aus.  
 
Im Hinblick auf eine Erneuerung der Konzession erarbeitete die Arnold & Co. AG ein Abbau-
projekt und handelte mit dem Kanton einen neuen Konzessionsvertrag zur Gewinnung von 
Sand und Kies aus dem Urnersee in den Jahren 2011 bis 2035 aus.  
 
Mit Beschluss vom 4. Mai 2010 erteilte der Regierungsrat der Arnold & Co. AG die Konzes-
sion für einen weiteren Abbau von Sand und Kies aus dem Urnersee. Zugleich fällte er den 
Prüfentscheid zur Umweltverträglichkeit und genehmigte das Abbauprojekt vor der Mündung 
der ehemals kanalisierten Reuss. Das Projekt bildet Bestandteil eines langfristigen Abbau-
konzepts im weiteren Reussdeltagebiet. Es beinhaltet rund 8 Millionen m3 verwertbare Roh-
stoffe für die nächsten 25 Jahre.  
 
Mit dem Konzessionsvertrag und dem Abbauprojekt wird eine zukunftsträchtige Lösung er-
reicht, die den Finanzinteressen des Kantons wie auch der Entwicklung des Reussdelta-
gebiets und den Interessen der Allgemeinheit gebührend Rechnung trägt, ohne die berech-
tigten Wirtschaftsinteressen der Arnold & Co. AG zu vernachlässigen.  
 
Aufgrund der beanspruchten Bezugsmenge und Dauer bedarf die Konzession der Genehmi-
gung durch den Landrat. 



2 

II. Inhaltsverzeichnis 
 
Den Bericht gliedern wir wie folgt: 
 
I. Zusammenfassung ........................................................................................................... 1 
II. Inhaltsverzeichnis ............................................................................................................. 2 
III. Ausgangslage ................................................................................................................... 3 

1. Vorbemerkungen.............................................................................................................. 3 
2. Vorgehen/Verfahren......................................................................................................... 3 

2.1. Vergabeverfahren...................................................................................................... 3 
2.2. Abbauprojekt mit Umweltverträglichkeitsprüfung ...................................................... 4 
2.3. Konzessionsvertrag ................................................................................................... 4 
2.4. Die Konzessionsnehmerin: Die Arnold & Co. AG, Flüelen ........................................ 5 
2.5. Reussdeltagesetz ...................................................................................................... 5 
2.6. Öffentliche Auflage .................................................................................................... 6 
2.7. Regierungsratsbeschluss vom 4. Mai 2010 betr. Erteilung der Konzession 
       und Genehmigung des Abbauprojekts ...................................................................... 6 

3. Ausführlicher Bericht ........................................................................................................ 7 
3.1. Das Abbauprojekt ...................................................................................................... 7 

3.1.1. Zielsetzung/Rahmenbedingungen ...................................................................... 7 
3.1.2. Konzept Rückbaumassnahmen .......................................................................... 7 
3.1.3. Das eigentliche Abbauprojekt ............................................................................. 7 

3.2. Der Konzessionsvertrag ............................................................................................ 9 
3.2.1. Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen des Konzessionsvertrags .............. 9 
3.2.2. Erläuterungen zu den Konzessionsgebühren ................................................... 10 
3.2.3. Zusammenfassende Beurteilung ...................................................................... 12 

IV. Antrag ............................................................................................................................. 12 
 



3 

III. Ausgangslage 
 
1. Vorbemerkungen 
 
Die Firma Arnold & Co. AG, Flüelen, betreibt im Urnersee seit mehr als 100 Jahren einen 
Kies- und Sandabbau im Bereich der Reussmündung. Für den Abbau wurden seit 1926 
Konzessionen erteilt. Der derzeitige Abbau basiert auf dem Konzessionsvertrag vom 19. Au-
gust 1985 beziehungsweise den Änderungen vom 17. November 1993. Vertragspartner sind 
die Arnold & Co. AG, der Kanton Uri und die Korporation Uri. Der geltende Vertrag läuft am 
31. Dezember 2010 aus.  
 
Im Hinblick darauf erarbeitete die Arnold & Co. AG mit dem Kanton ein Abbauprojekt als 
Grundlage für einen neuen Konzessionsvertrag. Diese Arbeiten mündeten im offiziellen Kon-
zessionsgesuch, das die Arnold & Co. AG am 26. August 2009 samt Umweltverträglichkeits-
bericht (UVB) dem Regierungsrat unterbreitete. 
 
2. Vorgehen/Verfahren 
 
Der Urnersee ist ein öffentliches Kantonsgewässer (Art. 3 Abs. 1 Bst. a Gewässernutzungs-
gesetz [GNG]; RB 40.4101). Bei der Entnahme von Sand und Kies aus dem Urnersee han-
delt es sich um die Nutzung einer öffentlichen Sache im Sinne von Artikel 50 Absatz 1 und 2 
der Kantonsverfassung (RB 1.1101). Die Verfügungs- und Nutzungsrechte am Urnersee ste-
hen somit dem Kanton zu. 
 
Konkret richtet sich die Entnahme von Sand und Kies aus einem öffentlichen Gewässer nach 
der Verordnung über die Ausbeutung öffentlicher Gewässer (AöGV; RB 40.4111). Der Re-
gierungsrat erteilt die Konzession (Art. 31 Abs. 1 AöGV). Übersteigt die beanspruchte Be-
zugsmenge 50'000 m3 oder sollen während mehr als zehn Jahren durchschnittlich mehr als 
30'000 m3 ausgebeutet werden, bedarf die Konzession der Genehmigung des Landrats 
(Art. 3 Abs. 2 AöGV). 
 
Die eigentlichen Verfahrensbestimmungen sind rudimentär. Es wurden deshalb folgende 
Eckpfeiler festgelegt: 
 
2.1. Vergabeverfahren 
 
Nach Artikel 2 Absatz 7 des Bundesgesetzes über den Binnenmarkt (BGBM; SR 943.02) 
sind Nutzungsrechte grundsätzlich auszuschreiben. Da es sich vorliegend um die Erteilung 
einer Konzession und nicht um eine Beschaffung im submissionsrechtlichen Sinn handelt, 
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unterliegt das Verfahren grundsätzlich nicht den submissionsrechtlichen Bestimmungen. Für 
das Verfahren gilt die Submissionsverordnung des Kantons Uri (RB 3.3112) analog. Der Re-
gierungsrat hat gestützt darauf entschieden, dass die Konzession im freihändigen Verfahren 
an die Arnold & Co. AG vergeben werden soll. 
 
2.2. Abbauprojekt mit Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Als Grundlage für die Konzessionsvergabe muss ein Abbauprojekt erarbeitet werden. Diese 
Auflage wurde mit dem Projektdossier "Abbauprojekt und UV-Hauptuntersuchung" vom Au-
gust 2009 durch die Arnold & Co. AG erfüllt. 
 
Die Erarbeitung dieses Abbauprojekts wurde seitens des Kantons durch die zuständigen 
Fachstellen begleitet. Darin sind das langfristige Abbaukonzept, das Konzept für den parziel-
len Rückbau der Schutz- und Lenkungsmassnahmen sowie die zu erwartende Deltaentwick-
lung in allen wesentlichen Teilen beschrieben und in Form von Plänen dargestellt. Bericht 
und Pläne bildeten die Grundlage für die erforderliche Beurteilung der Umweltverträglichkeit 
des Vorhabens. 
 
Laut Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPV; SR 814.01) unterliegt die 
Ausbeutung von Sand und Kies aus Gewässern von mehr als 50'000 m3 pro Jahr der Um-
weltverträglichkeitsprüfung (Ziff. 30.3 des Anhangs zur UVPV). Das vorliegende Projekt mit 
einer jährlichen Abbaumenge von durchschnittlich 320'000 m3 ist UVP-pflichtig. Massgebli-
ches Verfahren für die Durchführung der UVP ist das Konzessionsverfahren (Ziff. 30.3 des 
Anhang zur UVPR; RB 40.7017). Für das Abbauprojekt samt UVB besteht eine Auflage-
pflicht von 30 Tagen. Für dieses Projekt ist der Regierungsrat Prüfbehörde.  
 
2.3. Konzessionsvertrag 
 
Parteien der neuen Konzession sind der Kanton Uri als Konzedent beziehungsweise Kon-
zessionsgeber und die Arnold & Co. AG als Konzessionärin. Die Korporation Uri ist nicht 
mehr als Konzedentin beteiligt. Im Bericht vom 19. August 1985 an den Landrat hielt der Re-
gierungsrat fest, die Konzession betreffe die Ausbeutung von Sand und Kies auf dem See-
grund (Bericht, Seite 18). Für die Verleihung der entsprechenden Konzession ist grundsätz-
lich der Kanton Uri zuständig. Der Regierungsrat führte weiter aus, der geplante Abbau von 
Sand und Kies aus dem Seegrund betreffe die Rechte der Korporation insoweit, als diese als 
Eigentümerin von ans Ufer angrenzenden Liegenschaften betroffen ist. Die damalige Be-
gründung für die Beteiligung der Korporation Uri beruht also, wie erwähnt, im Wesentlichen 
darauf, dass der Kiesabbau zum Verlust von Ufergrundstücken und zu verschiedenartigen 
anderweitigen Beeinträchtigungen von Korporationsland führe. Mit dem neuem Konzessi-
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onsvertrag ist das Abbaugebiet auf den Seegrund beschränkt und räumlich genau fixiert. Es 
umfasst somit nur das im See liegende Material; Eigentum der Korporation ist nicht mehr be-
troffen. Damit besteht keine Rechtsgrundlage mehr, die Korporation miteinzubeziehen. 
 
Der Konzessionsvertrag weist einen doppelten Inhalt auf: einen vertraglichen und einen ver-
fügungsmässigen. Für Letzteren gilt uneingeschränkt der Grundsatz der Gesetzmässigkeit, 
weshalb dieser Teil der Konzession generell auf den gesetzlichen Vorgaben und den Er-
kenntnissen aus dem Abbauprojekt und dem dazugehörigen UVB basiert. 
 
2.4. Die Konzessionsnehmerin: Die Arnold & Co. AG, Flüelen 
 
Die Arnold & Co. AG beschäftigt rund 40 Mitarbeitende. Sie betreibt die Sand- und Kiesge-
winnung mit zwei Schwimmbaggern, einer Nauenflotte von zehn Schiffen und zwei Betonan-
lagen. Der Umsatz der Arnold & Co. AG wuchs in den letzten fünf Jahren von 15 Millionen 
Franken auf aktuell 18,6 Millionen Franken. Der Gewinn der Arnold & Co. AG der vergange-
nen Jahre lag konstant bei rund 1 Million Franken. Die Gewinnsteuer des Kantons verringer-
te sich mit der Steuergesetzrevision von bislang durchschnittlich 90'000 Franken ab dem 
Jahr 2007 auf rund 22'000 Franken. 
 
Die Arnold & Co. AG ist ein innovativer Betrieb und gewichtiger Arbeitgeber im Kanton Uri. 
Die Unternehmung setzt sich immer wieder auch anderweitig für die Öffentlichkeit ein (Spon-
soring, Spenden usw.). 
 
Nebst der Kiesgewinnung ist die Arnold AG & Co. AG für den Kanton auch in anderen Ge-
bieten eine verlässliche Partnerin. Insbesondere besteht das Vertrauen seitens des Regie-
rungsrats, dass sich die Arnold & Co. AG auch weiterhin zum Wohle des Kantons einsetzt. 
So hat sie versichert, dass sie weder gedenkt ihren Sitz ausserhalb von Uri zu verlegen, 
noch dass sie in nächster Zeit eigene Arbeitsplätze in Gefahr sieht.  
 
2.5. Reussdeltagesetz 
 
Die Konzession aus dem Jahre 1985 war eng mit der Realisierung des Projekts Reussdelta 
verknüpft. Dieses Projekt beinhaltete unter anderem den Schutz des Seeufers sowie Förde-
rungsmassnahmen zur Verbesserung der Lebensbedingungen für Fische und weitere Pflan-
zen- und Tierarten. Die Grundlage dafür bildete das Gesetz über das Reussdelta (GRD; 
RB 40.1225). Um die Mittel für die Finanzierung der Schutz- und Förderungsmassnahmen 
bereitzustellen, wurde die Spezialfinanzierung "Reussdelta" (Reussdeltafonds) geschaffen 
(Art. 5 Abs. 2 GDR). Nur unter den Voraussetzungen, dass das Gesetz über das Reussdelta 
in der Volksabstimmung angenommen und die Öffnung des "Linken" gemäss Wasserbaupro-
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jekt erstellt wurde, trat der Konzessionsvertrag in Kraft (Art. 46 Abs. 1 a Konzessionsvertrag). 
Ein Viertel der Einnahmen des Kantons und der Korporation Uri aus der Konzession für die 
Kiesausbeutung fiel nach Art. 5 Abs. 1 und 2 GRD zweckgebunden dem Reussdeltafonds 
zu. Aufgrund einer Übergangsbestimmung wurde die Zweckbindung für die Dauer der gel-
tenden Kiesausbeutungskonzession, das heisst bis 31. Dezember 2010, befristet. Nachdem 
der Kanton Uri das Projekt Reussdelta in den vergangenen 25 Jahren in seinen wesentlichen 
Teilen realisieren konnte, ist das Junktim von Konzessionserträgen und Finanzierung Reuss-
delta aufzugeben. Neu ist vorgesehen, die Spezialfinanzierung "Reussdelta" aus den allge-
meinen Mitteln des Kantonshaushalts zu speisen.  
 
2.6. Öffentliche Auflage 
 
Die Erneuerung der Abbaukonzession wurde im kantonalen Amtsblatt Nr. 46 vom 13. No-
vember 2009 publiziert. Das Konzessionsgesuch mit Abbauprojekt und UVB wurden in der 
Zeit vom 13. November 2009 bis 14. Dezember 2009 auf den Gemeindekanzleien Flüelen 
und Seedorf sowie auf der kantonalen Baudirektion öffentlich aufgelegt. 
 
Innert der 30-tägigen Auflage- und Einsprachefrist ging zum Vorhaben und dessen Umwelt-
verträglichkeit eine einzige Einsprache ein, die aber in der Folge gütlich erledigt werden 
konnte. 
 
2.7. Regierungsratsbeschluss vom 4. Mai 2010 betreffend Erteilung der Konzession 

und Genehmigung des Abbauprojekts  
 
Mit Beschluss vom 4. Mai 2010 erteilte der Regierungsrat der Arnold & Co. AG, Flüelen, die 
Konzession zur Gewinnung von Sand und Kies aus dem Urnersee gemäss vorliegendem 
Konzessionsvertrag. Vorbehalten blieb die Genehmigung durch den Landrat. 
 
Zugleich attestierte er dem Abbauvorhaben die Umweltverträglichkeit. Der Regierungsrat 
genehmigte das Abbauprojekt unter verschiedenen Umweltauflagen. Das Projekt war in 
ständiger Begleitung der kantonalen Fachstellen erarbeitet worden und trägt der geplanten 
Reussdeltaentwicklung Rechnung.  
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3. Ausführlicher Bericht 
 
3.1. Das Abbauprojekt 
 
3.1.1. Zielsetzung/Rahmenbedingungen 
 
Das eigentliche Abbauprojekt ist Bestandteil eines langfristigen Abbaukonzepts im weiteren 
Reussdeltagebiet. Dabei müssen folgende Rahmenbedingungen eingehalten werden: 
 
- Innerhalb der heutigen Uferschutzzone ist kein Abbau mehr möglich. 
- Das bestehende junge Delta darf weder direkt noch indirekt Schaden erleiden. 
- Das Abbauprojekt muss die mutmassliche Deltaentwicklung berücksichtigen/unter-

stützen. 
- Der Hochwasserschutz muss jederzeit gewährleistet sein. 
- Das Projekt muss die Fertigstellung des Seeschüttungsprojekts (Etappen 5 bis 7) be-

rücksichtigen. 
- Der Abbau muss umweltverträglich gestaltet und durchgeführt werden. 
 
3.1.2. Konzept Rückbaumassnahmen 
 
Im Rahmen des Reussdeltaprojekts wurden innerhalb des Deltabereichs harte Verbauungen 
installiert, um die Deltaentwicklung zu lenken. Es ging darum, den "Linken" und den "Rech-
ten" zu fördern und einen Durchbruch in der Mitte zu verhindern. Heute sind diese Len-
kungsmassnahmen obsolet, mittelfristig sogar störend und aus Landschafts- sowie Hoch-
wasserschutzgründen unerwünscht. Sie verhindern eine Entwicklung der beiden Seitenarme 
zum zentralen Deltabereich hin. 
 
Es ist das Ziel, die Verlagerung der beiden Seitenarme gegen den zentralen Bereich hin zu 
initialisieren und zu beschleunigen. Dazu müssen die bis anhin geschützten Deltainseln der 
aktiven Erosion ausgesetzt werden. Das wird durch die teilweise Entfernung der bisherigen 
Schutzeinrichtungen (Kolkschutz, Damm) erreicht. 
 
3.1.3. Das eigentliche Abbauprojekt 
 
Gestützt auf die Ergebnisse der geologischen Untersuchungen kann im südlichen Urnersee-
becken ein rund 125 ha grosses Gebiet mit zirka 18 Millionen m3 abbauwürdigem Kies- und 
Sandvorkommen ausgeschieden werden. Das Gebiet gliedert sich in vier Abbauzonen (A bis 
D).  
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Das Gebiet umfasst im Wesentlichen die Ablagerungen der alten Deltas vor Seedorf und vor 
Flüelen sowie die Reste des noch nicht abgebauten Deltas vor der Mündung der ehemals 
kanalisierten Reuss. Das vorliegende Abbauprojekt betrifft die Abbauzone A, die im Süden 
durch die heutige Uferschutzzone begrenzt ist. Das Abbaugebiet beinhaltet rund 8 Millionen 
m3 verwertbare Rohstoffe für die nächsten 25 Jahre (2011 bis 2035). Insgesamt liegen im 
Urner Reussdeltagebiet noch Rohstoffreserven in verwertbarer Qualität für mindestens wei-
tere 60 Jahre. Diese Rohstoffreserven werden auf Stufe Richtplanung im Rahmen der Ge-
samtrevision 2010 gesichert.  
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Die Abbauzone A wird wiederum in verschiedene Abbauetappen aufgeteilt. 
 

 
 
Durch das geplante Abbauregime und die Rückbaumassnahmen wird die Deltaentwicklung 
zur Mitte hin verlagert. Durch den kurzzeitigen Abbau in Deltanähe wird die natürliche Ent-
wicklung des Deltas nicht beeinträchtigt, doch verzögert sich der Zeitrahmen, in dem diese 
Entwicklung vor sich geht. Dies, weil vor dem Delta eine grössere Mulde mit Geschiebe 
durch die Reuss gefüllt werden muss, als das ohne Abbau der Fall wäre. Diese Entwicklung 
ist jedoch erwünscht. Sie führt dazu, dass allfällige Interventionsmassnahmen seitens des 
Hochwasserschutzes erst zu einem später Zeitpunkt anfallen. 
 
3.2. Der Konzessionsvertrag 
 
3.2.1. Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen des Konzessionsvertrags 
 
Der Konzessionsvertrag bildet das Kernstück der Konzession und muss durch den Landrat 
genehmigt werden. Der Konzessionsvertrag wird zwischen dem Kanton Uri als Konzessi-
onsgeber und der Arnold & Co. AG als Konzessionärin abgeschlossen. Die wesentlichen 
Vertragselemente werden nachstehend näher beleuchtet: 
 
− Die Vertragsdauer beträgt (wie beim auslaufenden Vertrag) 25 Jahre. Diese Vertrags-

dauer ist sowohl im Hinblick auf die zu erwartenden Investitionen der Konzessionärin wie 
auch aus Sicht der zukünftigen Flexibilität des Kantons angemessen. Der Konzessions-
vertrag tritt auf den 1. Januar 2011 in Kraft und endet am 31. Dezember 2035. 
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− Die Abbaumenge pro Jahr ist begrenzt, ohne dass die Konzessionärin über Gebühr ein-
geschränkt wird. Der Konzessionärin ist es erlaubt, durchschnittlich 320'000 m3 Rohstoffe 
aus dem Abbaugebiet des Urnersees zu entnehmen. Eine Überschreitung der 
320'000 m3 ist in den Folgejahren auszugleichen. Die entnommene Menge Sand und 
Kies wird alle fünf Jahre kontrolliert. Somit besteht Gewähr, dass der Abbau der Rohstof-
fe konform verläuft.  
 

− Die Konzessionärin wird im Konzessionsvertrag verpflichtet, vorab den Bedarf der urneri-
schen Volkswirtschaft an Sand und Kies zum Marktpreis zu decken. In Zeiten eines Ver-
sorgungsnotstands im Kanton Uri sind dem Konzessionsgeber die dem See entnomme-
nen Rohstoffe im begrenzten Umfang zum Selbstkostenpreis zu liefern.  
 

− Die Konzessionärin muss als Entgelt für die Einräumung und die Ausübung der Konzes-
sion dem Kanton Uri eine einmalige Konzessionsgebühr von 300'000 Franken zuzüglich 
Mehrwertsteuer bezahlen. 
 

− Zudem wird sie verpflichtet, eine mengenabhängige jährliche Konzessionsgebühr, zuzüg-
lich Mehrwertsteuer, für die Rohstoffentnahme zu bezahlen, wobei die minimale jährliche 
Gebühr unabhängig von der Fördermenge 1'000'000 Franken beträgt. Details dazu wer-
den nachfolgend aufgeführt (vgl. unten 3.2.2.). 
 

− Weiter ist die Konzessionärin gehalten, eine einmalige pauschale Verwaltungsgebühr im 
Betrage von 100'000 Franken zu entrichten. Damit werden die dem Konzessionsgeber im 
Zusammenhang mit der Konzessionsverleihung entstandenen oder entstehenden Kosten 
abgegolten.  
 

− Neu erhält die Konzessionärin den Auftrag für das Räumen der Geschiebesammler des 
Gruonbachs an der Mündung in den Urnersee und des Riemenstaldnerbachs im Rahmen 
des Hochwasserschutzes, und es werden ihr weitere Räumungsarbeiten von Deltas und 
Bacheinläufen übertragen.  

 
3.2.2. Erläuterungen zu den Konzessionsgebühren 
 
Für den Regierungsrat stehen für die Festsetzung der mengenabhängigen jährlichen Gebüh-
ren drei wesentliche Kriterien im Vordergrund: 
 
- Die teuerungsbedingte Anpassung der bestehenden Gebühren an das heutige Preis-

niveau. 
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- Der schweizweite Vergleich von Konzessionsgebühren (Kies- und Sandgewinnung aus 
dem See). 

- Die wirtschaftliche Entwicklung (Absatzmarkt, Arnold & Co. AG). 
 
Daraus ergibt sich folgende Preisgestaltung: 
 
Heute bezahlt die Arnold & Co. AG 5 Franken pro m3 verwertbarer Materialien. In den letzten 
zehn Jahren wurden durchschnittlich 190'000 m3 gefördert. Dies ergab durchschnittliche 
Konzessionsgebühren von 950'000 Franken, aufgeteilt auf die Korporation Uri 355'000 Fran-
ken, Kanton Uri 355'000 Franken und Reussdelta 240'000 Franken. Letztmals wurden die 
Konzessionsgebühren 1993 angepasst.  
 
Anhand des Produzentenpreisindexes Sand und Kies rechtfertigt sich eine teuerungsbeding-
te Erhöhung der Konzessionsgebühren in der neuen Konzession auf 5.90 Franken. Im 
schweizweiten Vergleich (Nidwalden 5.25 Franken, Neuenburg 5 Franken, Wallis 5 Franken, 
Waadt 6 Franken, Schwyz 5.50 Franken) sind 6 Franken pro m3 zwar ein Höchstwert. Der 
Regierungsrat ist aber der Meinung, dass die spezielle Marktlage im Kanton Uri die Erzielung 
einer höheren Monopolrente zulässt, die aus volkswirtschaftlichen Gründen abgeschöpft 
werden sollte. Diese Monopolrente manifestiert sich umso stärker, je ausgelasteter die Bau-
wirtschaft und implizit die Fördermenge ist. 
 
Darauf basierend wurde ein mengenabhängiges Preismodell ausgehandelt: 
 
Fördermenge 000'000 - 170'000 m3  Sockelbeitrag 1 Million Franken pro Jahr 
Fördermenge 170'001 - 220'000 m3  6 Franken pro m3 auf die ganze Fördermenge 
Fördermenge 220'001 - 270'000 m3  6.50 Franken pro m3 auf die ganze Fördermenge 
Fördermenge 270'001 - 320'000 m3  7 Franken pro m3 auf die ganze Fördermenge 
 
Dieses Preismodell würde dem Kanton Uri als Beispiel bei einer durchschnittlichen Förder-
menge von 250'000 m3 für die ganze Konzessionsdauer von 25 Jahren einen Ertrag (ohne 
Anpassung der Teuerung) von rund 40 Millionen Franken einbringen. 
 
Die Höhe der jährlichen Konzessionsgebühr wird automatisch alle zwei Jahre, erstmals auf 
den 1. Januar 2013, nach dem Produzentenpreisindex für die Produktegruppe Sand und 
Kies (PPI) angepasst. Um Marktschwankungen aufzufangen, ist im Konzessionsvertrag zu-
sätzlich vorgesehen, den Preis alle zwei Jahre zu überprüfen und auf Nachweis der beantra-
genden Partei gegebenenfalls anzupassen.  
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3.2.3. Zusammenfassende Beurteilung 
 
Zusammenfassend stellt der Regierungsrat fest, dass mit dem Konzessionsvertrag und dem 
Abbauprojekt eine zukunftsträchtige Lösung erreicht werden konnte, die den Finanzinteres-
sen des Kantons wie auch der Entwicklung des Reussdeltagebiets und den Interessen der 
Allgemeinheit gebührend Rechnung trägt, ohne die berechtigten Wirtschaftsinteressen der 
Arnold & Co. AG zu vernachlässigen. 
 
IV. Antrag 
 
Gestützt auf diesen Bericht beantragt der Regierungsrat dem Landrat, folgenden Beschluss 
zu fassen:  
 
Der Konzessionsvertrag zur Gewinnung von Sand und Kies aus dem Urnersee, wie er im 
Anhang enthalten ist, wird genehmigt. 
 
 
 
Anhang 
Konzessionsvertrag zur Gewinnung von Sand und Kies aus dem Urnersee 
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